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Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 


Entschließung zum Jahreswirtschaftsbericht der Kommission für 1993 


DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT - 

— in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an den Rat [KOM 
(93) 0044-C3-0102/93], 

— vom Rat konsultiert gemäß Artikel 4 der Entscheidung 90/141/ 
EWG des Rates vom 12. März 1990 zur Erreichung einer 
schrittweisen Konvergenz der Politiken und der wirtschaft- 
lichen Ergebnisse während der ersten Stufe der Wirtschafts- 
und Währungsunion^), 

— in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Wirtschaft, Wäh- 
rung und Industriepolitik und der Stellungnahme des Aus- 
schusses für Regionalpolitik, Raumordnung und Beziehungen 
zu den regionalen und lokalen Körperschaften (A3-0078/93), 

A. in der Erwägung, daß die Arbeitslosenrate in der Gemein- 
schaft mit 11% (17 Millionen Erwerbslose) im Jahre 1993 
mittlerweile dramatische Ausmaße annimmt, 

B. in der Erwägung, daß die Arbeitslosigkeit in der Altersgruppe 
der unter 25jährigen in der EG besonders gravierend ist und in 
einigen Mitgliedstaaten bereits krisenhafte Ausmaße an- 
nimmt, 

C. in der Erwägung, daß diese amtlichen Zahlen die tatsächliche 
Arbeitslosigkeit in der Gemeinschaft in keiner Weise wider- 
spiegeln, da viele Mitgliedstaaten die Arbeitslosenzahlen nur 
mit Verzögerung oder in begrenztem Umfang erfassen, 

D. in der Erwägung, daß die Erwerbsquote der Bevölkerung im 
Alter zwischen 15 und 64 Jahren in der Gemeinschaft mit ca. 
60 % sehr niedrig ist im Vergleich zu einer Quote von 72 % bis 
75 % in anderen Industrienationen und daß deshalb von der im 
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Zeitraum zwischen 1985 und 1990 verzeichneten Nettozu- 
nahme von 9 Millionen Arbeitsplätzen nur 30 % den Arbeits- 
losen zugute kamen, während die restlichen Arbeitsplätze von 
Berufsanfängern bzw. Personen übernommen wurden, die 
dem Arbeitsmarkt nach einer Unterbrechung wieder zur Ver- 
fügung standen, 

E. in der Erwägung, daß der Gemeinschaft vor dem Hintergrund 
der ständig nach unten revidierten Wachstumsprognosen - die 
neueste Prognose für 1993 lautet 0,8 % - ein Abgleiten in die 
Rezession droht, 

F. in der Erwägung, daß nach Darstellung des Jahres Wirtschafts- 
berichts eine durchschnittliche Wachstumsrate von 2,5 % not- 
wendig ist, nur um die Arbeitslosenrate auf dem derzeitigen 
Stand zu stabilisieren, und daß die Arbeitslosenrate selbst bei 
einem anhaltenden Wachstum von 3,5 % jährlich erst 1996 auf 
den Stand von 1990 (8,3 %) zurückgebracht werden könnte, 

G. in der Erwägung, daß das in Edinburgh beschlossene Wachs- 
tumspaket bereits Eingang in die Wachstumsprognosen der 
Kommission gefunden hat, was bedeutet, daß das Wachstum 
ohne zusätzliche Maßnahmen weiterhin schwach sein wird 
und die Arbeitslosigkeit kontinuierlich zunehmen und besorg- 
niserregende Ausmaße annehmen wird, 

H. in der Erwägung, daß Japan und die USA bereits energische 
Schritte zur Einleitung eines wirtschaftlichen Wiederauf- 
schwungs unternommen haben, 

I. in der Erwägung, daß der Gemeinschaftshaushalt von seinem 
Volumen her zu begrenzt ist, als daß von ihm die notwendigen 
Wachstumsimpulse ausgehen könnten, 

J. in der Erwägung, daß der externe Beitrag zum Wachstum in 
der Gemeinschaft 1993 bestenfalls 0,5 % ausmachen könnte, 

K. in Erwägung des von den Mitgliedstaaten in Maastricht gefaß- 
ten Beschlusses, einerseits an ihrer Zuständigkeit für die Wirt- 
schaftspolitik festzuhalten, andererseits jedoch diese Politik im 
gemeinsamen Interesse zu koordinieren, 

L. in der Erwägung, daß der Rat der Wirtschafts- und Finanz- 
minister bereits die Programme der meisten Mitgliedstaaten 
zur Herstellung der nominalen Konvergenz geprüft hat, daß 
jedoch die breiten wirtschaftspolitischen Leitlinien noch 
immer ausstehen, was ein Beleg dafür ist, daß man sich noch 
nicht um eine wirkliche Koordinierung bemüht, 

M. in der Erwägung, daß die Gemeinschaft an einer Ausweitung 
des Welthandels und der Entwicklung einer währungspoli- 
tischen Zusammenarbeit mit den führenden Wirtschaftsmäch- 
ten interessiert sein muß und es deshalb sehr zweckdienlich 
wäre, wenn die GATT-Vereinbarungen zum Abschluß geT 
bracht werden könnten, 

N. in der Erwägung, daß sich die Industrie in der Gemeinschaft 
aufgrund relativ und absolut hoher Realzinsen, die zu einer 
Aufwertung der europäischen Währungen gegenüber unseren 
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wichtigsten Konkurrenten führen, mit einer anhaltenden Ver- 
schlechterung ihrer Wettbewerbsfähigkeit konfrontiert sieht; 
unter Hinweis darauf, daß der effektive nominale Wechselkurs 
nach Darstellung des Jahreswirtschaftsberichts im Zeitraum 
zwischen 1989 und 1992 um 10 Prozentpunkte gestiegen ist, 
was zu beträchtlichen Wettbewerbseinbußen der Gemein- 
schaftserzeuger auf den heimischen wie den internationalen 
Märkten und dementsprechend zu einem anhaltenden Verlust 
von Marktanteilen während des genannten Zeitraums geführt 
hat, 

O. in der Erwägung, daß im Jahreswirtschaftsbericht nur beiläu- 
fig auf den Binnenmarkt verwiesen wird, obwohl der Bericht 
gerade den Zeitraum abdeckt, in dem der Binnenmarkt zur 
Vollendung gelangen sollte, 

P. voller Sorge darüber, daß die weltweite Verflechtung des 
Handels, der Märkte für kurz- und langfristiges Kapital, der 
Finanztransaktionen und der internationalen Joint-ventures 
neue Herausforderungen für die herkömmlichen Instrumente 
der Währungspolitik schafft und eine weltweite währungspoli- 
tische Koordinierung erforderlich macht, 

Q. unter Hinweis auf den gemäßigten Anstieg von Löhnen und 
Gehältern, der darin zum Ausdruck kommt, daß der Anstieg 
der realen Lohnkosten je Arbeitnehmer in der Gemeinschaft 
etwas unter der Hälfte des Zuwachses der Arbeitsproduktivi- 
tät lag, so daß die realen Lohnstückkosten zwischen 1981 und 
1991 um über 7 % zurückgingen (ein mit Japan vergleichbarer 
Wert und eine sehr viel günstigere Entwicklung als in den 
USA), 

R. unter Hinweis darauf, daß auf der Konferenz der europäischen 
Unternehmer ein weitreichender Aktionsplan zur Modernisie- 
rung Europas und zur Verbesserung seiner Wettbewerbs- 
fähigkeit auf den Weltmärkten gefordert wurde, 

S. in der Erwägung, daß extrem hohe Realzinsen in Verbindung 
mit einer drohenden Rezession die Gefahr einer Deindustriali- 
sierung Europas beinhalten, da es schwierig ist, Investitionen 
in die gewerbliche Wirtschaft zu finden, die eine Rendite von 
über 6 oder 7 % versprechen, 

T. im Bewußtsein der Tatsache, daß die wirtschaftliche Lage der 
meisten Mitgliedstaaten und ihr Policy mix einer geldpoli- 
tischen Lockerung im Wege standen und die Koordinierung 
ihrer makroökonomischen Strategie wirkungslos bleiben 
ließen, 

U. in der Erwägung, daß die Preissteigerungsrate relativ niedrig 
ist und die Kapazitätsauslastungsquote jetzt unter 80 % liegt, 
was bedeutet, daß eine Belebung der Konjunktur durch nied- 
rigere Zinsen oder andere Instrumente denkbar wäre, ohne 
das unmittelbare Inflationsrisiko nennenswert zu vergrößern, 

V. in der Erwägung, daß eine Belebung der Wirtschaft dringend 
notwendig ist und deshalb die Wachstumsinitiativen - über 
das in Edinburgh beschlossene Wachstumspaket hinaus - 
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beträchtlich verstärkt werden müssen, um auf diese Weise die 
private Investitionstätigkeit anzuregen, 

W. in der Erwägung, daß ungeordnete Wechselkursanpassungen 
das Überleben des EWS, den Erfolg des Binnenmarktes und 
die Chancen der Verwirklichung der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion gefährden, 

X. unter Hinweis auf die Schlußfolgerung des Rates der Wirt- 
schafts- und Finanzminister vom 18. Januar 1993, wonach 
„der Rat seine Absicht bekräftigt hat, die Koordinierung der 
Wirtschaftspolitiken der Mitgliedstaaten auf der Ebene der 
Gemeinschaft zu verbessern, um in Übereinstimmung mit den 
Schlußfolgerungen des Gipfeltreffens von Edinburgh das 
Wachstum zu fördern und die Arbeitslosigkeit abzubauen", 

Y. in der Erwägung, daß unter den gegenwärtigen Umständen 
der einzige Weg, einen solchen politischen Willen unter 
Beweis zu stellen, in einem zügigen und in höchstem Maße 
koordinierten Vorgehen besteht, wobei jeder Mitgliedstaat im 
Interesse der gesamten Gemeinschaft die ihm zukommende 
Rolle übernehmen muß — 

1. fordert die Kommission und den Rat auf, sich der Tatsache 
bewußt zu werden, daß Arbeitslosigkeit und Nullwachstum 
eine ernsthafte Gefahr für die wirtschaftliche, soziale und poli- 
tische Stabilität darstellen; ist der Ansicht, daß der Kampf 
gegen Arbeitslosigkeit und Rezession deshalb zum vorran- 
gigen Ziel des Vorgehens der gemeinschaftlichen und der 
nationalen Stellen werden muß; 

2. betont die Notwendigkeit einer Koordinierung der Wirt- 
schaftspolitik und fordert den Rat und die Kommission auf, 
formell die Tatsache anzuerkennen, daß die wirtschaftlichen 
Auswirkungen der Arbeitslosigkeit auf nationaler und auf ge- 
meinschaftlicher Ebene die Gemeinschaft unmittelbar an- 
gehen; fordert sie auf, die entsprechenden Maßnahmen zu 
ergreifen; 

3. fordert die Kommission und den Rat dringend auf, ein Paket 
für Wachstum und Beschäftigung vorzulegen, das glaubwür- 
dige Aussichten auf einen baldmöglichen Wiederaufschwung 
und damit verbunden ein tragfähiges Wachstum in der Grö- 
ßenordnung von 3 % oder mehr bietet, damit die Arbeitslosen- 
rate gesenkt werden kann und sich die gewerbliche Wirtschaft 
in Europa wieder erholt; teilt die Auffassung der Kommission, 
daß die nationalen Maßnahmen und Pläne zur Konjunktur- 
ankurbelung unbedingt mit dem in Edinburgh verabschiede- 
ten Paket koordiniert werden müssen, das für sich allein offen- 
kundig nicht ausreicht, das für die Schaffung von Arbeitsplät- 
zen erforderliche Wachstum herbeizuführen; 

4. fordert die Kommission, den Rat und die Mitgliedstaaten auf, 
auf gemeinschaftsweiter Grundlage die Möglichkeit koordi- 
nierter steuerpolitischer Maßnahmen zur Schaffung größerer 
Investitionsanreize zu prüfen und nach Möglichkeiten einer 
Ausweitung der Besteuerungsgrundlage - insbesondere im 
Hinblick auf Vermögen, Erbschaften, Einkommen aus Kapital- 
erträgen und Körperschaftsteuer - zu suchen; 


4 



Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/4706 


5. fordert die Kommission auf, Kriterien für die reale Konvergenz 
in der EG aufzustellen, die auch eine Angleichung der Ausbil- 
dungssysteme auf einem Niveau umfassen, welches mit dem 
im westlichen Teil der Bundesrepublik Deutschland erreich- 
ten Standard vergleichbar ist, da dies ein wichtiger Schritt zur 
Verbesserung der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
wäre; 

6. fordert die Kommission auf, ein formelles Verfahren der multi- 
lateralen Überwachung einzuführen, damit die bei der realen 
Konvergenz erzielten Fortschritte überwacht und gefördert 
werden können; 

7. fordert die Kommission auf, in ihren künftigen Jahreswirt- 
schaftsberichten in einem statistischen Anhang konkrete 
Angaben zum Handel innerhalb der Gemeinschaft (zwischen 
den Mitgliedstaaten) und zwischen der EG und Drittländern 
zu machen; 

8. fordert Kommission und Rat auf, unverzüglich Schritte zu 
unternehmen, damit die Realzinsen wieder auf ein Niveau 
zurückgebracht werden können, das mit dem unserer wichtig- 
sten Konkurrenten vergleichbar ist; hält dies für notwendig, 
nicht nur um die Kostenbelastung bei privaten Darlehen und 
bei den Staatsschulden zu senken, sondern auch, um die Ver- 
schlechterung unserer internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
aufzuhalten; ist der Ansicht, daß die Verringerung der Kapi- 
talkosten mit weiteren Maßnahmen einhergehen muß, die 
darauf abzielen, die Auswirkungen der sonstigen Produk- 
tionskosten zu verringern, da sie die Wettbewerbsfähigkeit 
der europäischen Unternehmen gefährden; 

9. bekundet seine Genugtuung über die jüngsten Maßnahmen 
der Bundesbank und hofft, daß sich diese Entwicklung fortset- 
zen wird, damit optimale Voraussetzungen für die Politik der 
wirtschaftlichen Konvergenz, die ein wesentliches Element für 
die Verwirklichung des wirtschaftlichen und sozialen Zusam- 
menhalts innerhalb der Europäischen Gemeinschaft darstellt, 
geschaffen werden können; 

10. fordert die Kommission und den Rat auf, in Zusammenarbeit 
mit dem Ausschuß der Gouverneure der nationalen Zentral- 
banken Verbesserungen am EWS vorzuschlagen, um eine 
effektivere Koordinierung der Währungspolitik und der Wech- 
selkursvereinbarungen zu gewährleisten; 

11. fordert die Kommission und den Rat auf, die Möglichkeit ins 
Auge zu fassen, mit den Regierungen in den USA und in 
Japan eine Einigung über „Zielzonen" für die Währungspari- 
täten von Dollar, Yen und ECU bzw. DM herbeizuführen, um 
mehr Währungsstabilität, einen faireren Wettbewerb sowie 
eine bessere wirtschafts- und geldpolitische Koordinierung 
zwischen den größten Wirtschaftsmächten sicherzustellen; 

12. glaubt, daß die weltweite Verflechtung der Finanzmärkte auf- 
grund von Deregulierung, Innovation und Spekulation eine 
erneute Koordinierung zwischen den Währungsbehörden der 
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G7-Länder erforderlich macht, um die internationale Wäh- 
rungsstabilität herzustellen und an der Erzielung von Wett- 
bewerbsvorteilen orientierte Abwertungen in der Gruppe der 
größten Wirtschaftsmächte zu vermeiden; 

13. fordert die Kommission auf, Maßnahmen zur Schaffung einer 
ECU-Zone unter Einbeziehung der Länder Mittel- und Ost- 
europas vorzuschlagen; 

14. fordert die Kommission und den Rat auf, möglichst umgehend 
breite Leitlinien für die Wirtschaftspolitik in der Gemeinschaft 
und den Mitgliedstaaten aufzustellen und gleichzeitig eine 
nachhaltige Wachstumsstrategie vorzulegen, die auf die 
Schaffung von Arbeitsplätzen, die Verringerung sozialer und 
wirtschaftlicher Unausgewogenheiten und die Verwirk- 
lichung der Währungsstabilität sowie eine organisatorische 
Neugestaltung der Arbeitszeit gerichtet ist; glaubt, daß nur 
eine Strategie, bei der die vier vorstehend genannten Zielset- 
zungen miteinander verknüpft werden, sozialverträglich und 
wirtschaftlich erfolgreich sein wird; 

15. wiederholt seine an die Kommission gerichtete Aufforderung, 
Umweltindikatoren zu entwickeln, die eine Bewertung der 
Auswirkungen wirtschaftlicher Aktivitäten auf die Umwelt 
ermöglichen, und glaubt, daß nur die Aufstellung solcher 
Umweltbilanzen es gestatten wird, zu einer Transparenz der 
sozialen Kosten zu gelangen und die Wirtschaftstätigkeit im 
Sinne einer umweltverträglichen Entwicklung umzugestalten; 

16. fordert die Kommission und den Rat auf, unmißverständlich 
klarzustellen, daß das im Maastrichter Vertragswerk fest- 
gelegte Kriterium übermäßiger Defizite über den Konjunktur- 
zyklus hinweg angewandt werden muß und daß eine Auswei- 
tung der Haushaltsdefizite infolge der wirtschaftlichen Rezes- 
sion nicht automatisch zu Steuererhöhungen bzw. Senkungen 
der öffentlichen Ausgaben führen darf, da dies der langfristi- 
gen Entwicklung Schaden zufügen und die europäische bzw. 
die jeweilige nationale Wirtschaft weiter in die Rezession 
treiben könnte; fordert ferner, daß die Anwendung der Kon- 
vergenzkriterien in den einzelnen Mitgliedstaaten transparent 
gestaltet wird; 

17. macht warnend darauf aufmerksam, daß wirtschaftliche Pro- 
bleme in den Mitgliedstaaten protektionistische Bestrebungen 
fördern können, und fordert deshalb die Kommission und die 
nationalen Regierungen auf, besonders aufmerksam darüber 
zu wachen, daß die Rechtsvorschriften zum Binnenmarkt 
uneingeschränkt zur Anwendung kommen, daß keine neuen 
Hindernisse für den freien Verkehr geschaffen werden und 
daß die im Vertrag enthaltenen Bestimmungen über den Wett- 
bewerb und staatliche Subventionen eingehalten werden; 

18. ist sich der Tatsache bewußt, daß selbst ein anhaltend hohes 
Wirtschaftswachstum - so notwendig es auch sein mag - für 
sich allein nicht ausreicht, um die Massenarbeitslosigkeit auf 
mittlere Sicht zu beseitigen, und fordert deshalb die Kommis- 
sion, den Rat und die Mitgliedstaaten auf, eine entschiedene 
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europäische Industriestrategie einzuschlagen und im Zusam- 
menhang damit ein . Programm mit arbeitsmarktpolitischen 
Maßnahmen zur Verbesserung der Beschäftigungsaussichten, 
zur Verkürzung der Arbeitszeit, zur Intensivierung der Maß- 
nahmen in den Bereichen Ausbildung und Umschulung sowie 
zur Verbesserung der Unterrichtung und Anhörung der Ar- 
beitnehmer im Falle drohender Entlassungen, Firmen- 
schließungen bzw. Standortverlagerungen zu verabschieden; 

19. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat 
und der Kommission sowie den Regierungen und Parlamenten 
der Mitgliedstaaten zu übermitteln. 

Nicolas Estgen 

Vizepräsident 


Enrico Vinci 

Generalsekretär 
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